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1.0 Art der baulichen Nutzung

(§ 9 (1) 1 BauGB)

Allgemeines Wohngebiet

(§ 4 BauNVO)

WA

ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN

Mischgebiet

(§ 6 BauNVO)

MI

Grundflächenzahl

(§ 19 (2) BauNVO)

2.0 Maß der baulichen Nutzung

(§ 9 (1) 1 BauGB)

maximale Traufhöhe

(§ 18 BauNVO)

GRZ = 0,4

THmax = 

Geschoßflächenzahl

(§ 20 (2) BauNVO)

GFZ = 0,7

Zahl der zulässigen Vollgeschosse

(§ 20 (1) BauNVO)

II

3.0 Bauweise

(§ 9 (1) 2 BauGB)

o

offene Bauweise

(§ 22 (2) BauNVO)

4.0 überbaubare Grundstücksflächen

(§ 9 (1) 2 BauGB)

Baulinie

(§ 23 (2) BauNVO)

a

abweichende Bauweise

(§ 22 (3) BauNVO)

Baugrenze

(§ 23 (3) BauNVO)

5.0 Zahl der zulässigen Wohneinheiten in Wohngebäuden

(§ 9 (1) 6 BauGB)

maximale Anzahl der Wohneinheiten in Wohngebäuden

WE

Straßenbegrenzungslinie

6.0 Verkehrsflächen

(§ 9 (1) 11 BauGB)

Straßenverkehrsfläche

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung:

Parkplatz

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

7.0 Grünfläche

(§ 9 (1) 15 BauGB)

Öffentliche Grünfläche mit Zweckbestimmung:

Vereinssport

Kinderspielplatz

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

(§ 88 (1) LBO i. V. m. § 9 (1) 6 BauGB)

Planungsrechtliche Festsetzungen

(§ 9 (1) BauGB)

Dachform

SD = Satteldach / KWD = Krüppelwalmdach

ZD = Zeltdach / FD = Flachdach

SD/KDW/

ZD/FD

Hauptfirstrichtung

Längsachse des Gebäudes nicht mehr als +/- 20° Abweichung

Dachneigung

12°/ 20°/ 25°/ 40°/ 50°DN

GRZ

Gebietsart

Bauweise

Füllschema der Nutzungsschablone

GFZ

Dachform

Zahl der

Vollgeschoße
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St/Ga

Fläche für Stellplätze und Garagen

(§ 9 (1) 22 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

(§ 16 (5) BauNVO)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

(§ 9 (7) BauNVO)

nur Einzelhäuser zulässig

ED

DH

E

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

nur Doppelhäuser und Hausgruppen zulässig

7.0 Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur

und Landschaft

(§ 9 (1) 20, 25 und (6)  BauGB)

zu erhaltende Bäume

(§ 9 (1)  25b BauGB)

anzupflanzende Bäume

(§ 9 (1)  25a BauGB)

(TH max)

unterirdische 0,4 kV-Leitung

gemischte Verkehrsfläche

M

Fuß- und Radweg

Fußweg
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Art der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. BauNVO)

Allgemeines Wohngebiet (WA) i. S. v. § 4 BauNVO

Zulässig sind:

- Wohngebäude

- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie

nicht störenden Handwerksbetriebe,

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

- Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe

 Ausnahmsweise zulässig sind:

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes

- Anlagen für die Verwaltung

Unzulässig sind:

- Gartenbaubetriebe

- Tankstellen

Mischgebiet (MI) i. S. v. § 6 BauNVO

Zulässig sind:

- Wohngebäude,

- Geschäfts- und Bürogebäude,

- Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des

Beherbergungsgewerbes,

- sonstige Gewerbebetriebe,

- Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und

sportliche Zwecke,

Unzulässig sind:

- Tankstellen,

- Vergnügungsstätten.

2. Aufschiebend bedingte Festsetzung

(§ 9 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 BauGB

Die Festsetzung der Baugrenze südlich entlang der L 509 in einem Abstand von 17 m zum

südlichen Fahrbahnrand wird erst wirksam, wenn die Umstufung der L 509 zur Gemeindestraße

endgültig erfolgt ist. Eine Bebauung an diese Baugrenze ist erst im Anschluss möglich.

3. Maß der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. BauNVO)

 Das Maß der baulichen Nutzung ist durch Planeinschrieb als Grundflächenzahl GRZ, Zahl der

Vollgeschosse und (teilweise) die maximale Traufhöhe THmax entsprechend den Eintragungen in

der Planzeichnung des Bebauungsplanes bestimmt.

3.1 Im allgemeinen Wohngebiet WA4 darf die festgesetzte Grundflächenzahl von 0,35 durch die

Grundflächen der in § 19 Abs. 4 BauNVO bezeichneten Zubehöranlagen bis zu einer GRZ von 0,75

überschritten werden.

3.2 Dauerhaft wasserdurchlässig befestigte Flächen wie Zufahrten, Zuwege, Stellplätze und Ähnliches

müssen nur zur Hälfte auf die Überschreitung der zulässigen Grundfläche angerechnet werden.

Hierzu Festsetzung 9.2.1

3.3 In den festgesetzten Mischgebieten MI1 und MI2 wird die maximale Traufhöhe an der, der Straße

zugekehrten Gebäudewand bestimmt, über die das Grundstück erschlossen wird. Sie ist der

Abstand zwischen der im Mittel gemessenen Höhenlage der Straßenachse und dem Schnittpunkt

der Außenwand mit der Dachhaut oder der obere Abschluss der Außenwand.

3.4 In den festgesetzten Mischgebieten MI1 und MI2 ist ausnahmsweise eine Überschreitung der

maximalen Traufhöhe um 1 m zulässig, wenn Sonnenkollektoren auf dem Dach errichtet werden.

4. Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

4.1 Die abweichende Bauweise (a1) ist wie folgt definiert:

Grenzbebauung entlang der rückwärtigen östlichen Grundstücksgrenze. Die Länge der Hausformen

darf 50 m überschreiten.

  Die abweichende Bauweise (a2) ist wie folgt definiert:

Halboffene Bauweise: einseitiger, seitlicher Grenzanbau entsprechend dem Gebäudebestand.

4.2 Die Baugrenzen dürfen überschritten werden zur Herstellung von

- Terrassen abseits der Straßen,

- Terrassen zur Germersheimer Straße und den nach Westen unmittelbar angrenzenden Wegen

und Höfen im allgemeinen Wohngebiet WA1,

- Eingangsüberdachungen und Balkonen in einer Tiefe von bis zu 1,20 m und in einer Breite von

bis zu 4,0 m.

5. Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

5.1 In Vorgärten (Bereich zwischen Straßenbegrenzungslinie und (seitlich fortgesetzter) Baugrenze/

Baulinie) sind hochbauliche Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO sowie Garagen gem. § 12

BauNVO unzulässig. Bei Eckgrundstücken erstrecken sich die Vorgartenbereiche auf zwei

Grundstücksgrenzen.

5.2 Garagen müssen einen Mindestabstand von 5,50 m und Carports (überdachte Stellplätze) vor den

Garagen einen Mindestabstand von 1,00 m zur Gehweghinterkante einhalten. Die Abstandsmaße

beziehen sich auf die Hinterkante der Erschließungsstraße.

6. Verkehrsflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

6.1 Im allgemeinen Wohngebiet WA1, WA2 und WA5 ist pro Grundstück nur eine Ein- und Ausfahrt mit

einer maximalen Breite von 6,0 m an die öffentliche Verkehrsfläche zulässig.

6.2 Im Zuge der Ausführungsplanung können sich bei der Abgrenzung der Verkehrsflächen

Abweichungen von 0,10 m bis 0,50 m ergeben.

7. Anzahl von Wohnungen in Wohngebäuden

(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

In den Bereichen WA1, WA2 und WA5 sind in Wohngebäuden je Einzelhaus maximal zwei

Wohneinheiten, je Doppelhaushälfte eine Wohneinheit zulässig.

Im Bereich WA3 sind in Wohngebäuden je Einzelhaus maximal vier Wohneinheiten sowie je

Doppelhaushälfte und je Hausgruppeneinheit eine Wohneinheit zulässig.

8. Grünflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

8.1 Die öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Kinderspielplatz dient dem Aufenthalt von

Kindern des Gebietes sowie der Allgemeinheit.

Zu den hier zulässigen baulichen Anlagen zählen Spielgeräte sowie Sitz- und Ruhebereiche.

8.2 Die öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Sportplatz dient der Unterbringung des

Vereinssports.

Zu den hier zulässigen baulichen Anlagen zählen insbesondere das Vereinsheim mit Tribüne und

Stellplätzen sowie weitere Zubehöranlagen, die der Zweckbestimmung der Grünfläche entsprechen.

9. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur

Entwicklung von Natur und Landschaft i. V. m. Bindungen für die Erhaltung und für das

Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

(§ 1a  Abs. 3 BauGB i. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25a und 25b BauGB)

9.1 Grünordnerische Festsetzungen

In den WA-Gebieten ist je angefangene 300 m² und in den Mischgebieten je angefangene 400 m²

Baugrundstücksfläche ein standortgerechter Baum (Mindestmaß 14/ 16) nachzuweisen, gemäß

Pflanzliste. Zeichnerische Anpflanzbindungen werden auf die nachzuweisenden Bäume

angerechnet. Die Pflanzung hat spätestens im auf die Bezugsfertigkeit der Bebauung

nachfolgenden Jahr zu erfolgen und ist dauerhaft zu erhalten.

9.2 Naturschutzrechtliche Maßnahmen

9.2.1 Maßnahmen zur Reduzierung der Ableitung von Niederschlagswasser - Vermeidungs- und

Minderungsmaßnahme

Wasserdurchlässige Beläge wie versickerungsfähiges Pflaster, Rasenfugenpflaster,

Rasengittersteine oder Schotterrasen o. ä. müssen einen Rasenfugenanteil von mindestens 30 %

ausbilden. Die Tragschicht ist ebenfalls wasserdurchlässig herzustellen.

9.2.2 Gehölzhecke im WA5  - Ausgleichsmaßnahme

Zum Schutz brütender Vogelarten sowie von Jagdgebieten für Fledermäuse ist auf den im

Bebauungsplan mit einer Anpflanzbindung festgesetzten Flächen eine lichte Gehölzpflanzung mit

heimischen Gehölzen gemäß der Pflanzliste herzustellen und dauerhaft zu unterhalten. Innerhalb

der Fläche sind mindestens 6 verschiedene Gehölzarten zu verwenden. Die Sträucher sind einzeln

oder in Gruppen von 1 bis 3 Stück zu pflanzen. Die Arten sind der Empfehlungsliste zu entnehmen.

Koniferen sind nicht zulässig. Mindestgröße der Sträucher: Strauch 2xv 60-100 cm. 

Fläche und Pflanzen sind extensiv zu pflegen, d.h. kein Formschnitt, sondern natürlich

freiwachsend. Die Gehölze dürfen nur alle 5-10 Jahre  auf den Stock gesetzt werden. Maximal 30%

der Sträucher und im Wechsel.

Innerhalb des festgesetzten Grünstreifens sind bauliche Anlagen unzulässig - auch nach LBauO

genehmigungsfreie Anlagen.

9.3 Artenschutzrechtliche Maßnahmen

9.3.1 Entfernung des Vegetationsbestandes außerhalb der Brutzeit - Vermeidungs- und

Minderungsmaßnahme

Zum Schutz der Nester brütender Vogelarten ist die Beseitigung der Gehölze nur außerhalb der

Brutzeit (Anfang Oktober bis Ende Februar) zulässig, es sei denn, es wird vorab eine Besatzfreiheit

festgestellt.

9.3.2 Umbau- und Erweiterungsmaßnahmen - Vermeidungs- und Minderungsmaßnahme

Vor Beginn von Umbau- und Erweiterungsmaßnahmen ist durch einen Fachgutachter eine

Überprüfung auf potentielle Quartiere der Zwergfledermaus und im Verdachtsfall ggf. eine

Ausflugkontrolle vorzunehmen. Sollte sich herausstellen, dass sich ein Quartier in oder an einem

Gebäude befindet, ist das weitere Vorgehen mit der Naturschutzbehörde abzustimmen.

BAUORDNUNGSRECHTLICHE  FESTSETZUNGEN

1. Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen

(§ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO)

1.1 Dachform und Dachneigung im allgemeinen Wohngebiet

Zulässig sind

Dachform Dachneigung

WA1 Satteldach 25° bis 40°

WA2 Sattel- und Krüppelwalmdach 25° bis 50°

WA3 Satteldach 25° bis 40°

WA4 Satteldach 12° bis 25°

WA5 Sattel- und Krüppelwalmdach 25° bis 50°

Zeltdach 20° bis 25°

Dächer von Garagen und Nebenanlagen, die vom Hauptgebäude abgerückt sind, sind auch als

begrüntes Flachdach zulässig.

1.2 Dachform und Dachneigung im Mischgebiet

Zulässig sind

Dachform Dachneigung

MI1 Satteldach 30° bis 55°

Flachdach begrünt

MI2 Satteldach 30° bis 55°

Flachdach begrünt

MI3 Satteldach 25° bis 40°

Ausnahmsweise kann bei der Errichtung von Solarenergiegewinnungsanlagen auf die

Dachbegrünung verzichtet werden.

1.3 Dachaufbauten und Zwerchgiebel/ Nebengiebel

Dachaufbauten sind als giebelständige Gauben, Schleppgauben oder Rundgauben zulässig. Die

zulässige Dachneigung ist unabhängig von der des Hauptdaches. Auf einer Dachfläche dürfen nur

Aufbauten vom gleichen Typ errichtet werden. Dabei sind folgende Maße einzuhalten:

- Die Gesamtbreite aller Dachaufbauten darf max. 50 % je Dachlänge betragen, gemessen vom

Schnittpunkt mit der Außenwand. Je Dachseite ist ein Zwerchgiebel bis zu einer Breite von 1/3

der Dachlänge zulässig.

- Je Gebäude ist ein Nebengiebel bis zu einer Breite von 1/2 der Dachlänge zulässig.

- Die Dachaufbauten, Zwerchgiebel, Nebengiebel und liegenden Dachfenster müssen zur

Giebelwand einen Abstand von mind. 1,50 m haben.

- Die First- bzw. Schnittlinie der Dachflächen der Dachaufbauten, Zwerchhäuser und

Nebengiebel muss senkrecht gemessen mind. 0,75 m unter der Firstlinie unterhalb des

Hauptdaches liegen.

- Unterhalb des Dachaufbaus muss die Dachfläche mindestens 50 cm senkrecht gemessen, ab

Schnittpunkt Außenwand mit der Dachhaut, durchlaufen. Dies gilt nicht für Zwerchhäuser und

Nebengiebel.

Definition Zwerchgiebel: Architektonisches Gestaltelement, welches maximal 1,50 m

außenwandbündig aus der Fassade ragt und bis in die Dachfläche des Hauptdaches reicht. Dach

mit quer zum Hauptdach verlaufendem First.

Definition Nebengiebel:  funktional erforderliche Erweiterung des Hauptgrundrisses, der im rechten

Winkel aus der Hauptfassade ragt.

2. Gestaltung der unbebauten Flächen bebauter Grundstücke

(§ 88 Abs. 1 Nr. 3 LBauO)

Vorgärten (Bereich zwischen Straßenbegrenzungslinie und (seitlich fortgesetzter) Baugrenze)

dürfen durch Zufahrten, Zugänge und nicht überdachte Stellplätze maximal 50 % versiegelt werden.

Die restliche Vorgartenfläche ist zu begrünen. Begrünung bedeutet, dass mindestens 75% dieser

Flächen mit Pflanzen (Stauden, Sträucher, Bäume) belegt sind. Eine Mindestbegrünung mit Rasen

ist ebenfalls zulässig.

Sollte allein durch die Ausnutzung der maximal zulässigen Einfahrtsbreite von 6,0 m ein höherer

Versiegelungsgrad erreicht werden, so ist diese Überschreitung zulässig. Darüber hinaus ist dann

keine weitere Versiegelung/ Befestigung im Vorgarten zulässig.

Als Versiegelung zählen neben Pflaster-, Rasenpflaster- und wassergebundenen Flächen auch

sogenannte „Kies- und Splittgärten“, sofern der sichtbare, flächig aufgetragene Steinanteil mehr als

50% der Beetfläche ausmacht.

3. Werbeanlagen im Mischgebiet MI1 und MI2

(§ 88 Abs. 1 Nr. 2 LBO)

3.1 Werbeanlagen auf den Dächern sind unzulässig. Auch Teile von Werbeanlagen an Gebäuden

dürfen die Dachfläche nicht überragen.

3.2 In einem Bereich von 20 m parallel zum südlichen Fahrbahnrand der L 509 sind Werbeanlagen nur

am Gebäude zulässig.

3.3 Werbesäulen und Werbefahnen dürfen eine Höhe von 8,00 m nicht überragen.

3.4 Je angefangene 75 m² Grundstücksfläche ist 1 m² Werbefläche zulässig.

4. Gestaltung der Einfriedungen

(§ 88 Abs. 1 Nr. 3 LBauO)

Einfriedungen an der Straßen- bzw. Gehwegseite - entlang der jeweiligen Gehweghinterkante und

der seitlichen Grundstücksgrenzen in einer Tiefe bis zur straßen- bzw. gehwegseitigen Baugrenze -

dürfen 1,0 m nicht überschreiten; Hecken sind unzulässig. Unmittelbar entlang der Germersheimer

Straße ist ausnahmsweise eine Einfriedung bis zu einer Höhe von maximal 2,0 m zulässig.

Auf den von der Straßen- bzw. Gehwegseite abgewandten Grundstücksgrenzen sind ab der

straßen- bzw. wegseitigen Baugrenze Einfriedungen nur als Zäune mit einem Anteil der Öffnungen

von mindestens 50 % der Zaunfläche oder Hecken aus einheimischen Gehölzen jeweils bis zu einer

Höhe von 1,80 m zulässig. Eine Einfriedung mit Drahtgeflecht ist nur zulässig in Verbindung mit

Heckengehölzen oder Kletterpflanzen. Geschlossene Einfriedungen wie Mauern, Holzwände,

Stabgitterzäune mit durchgezogenen Plastikbändern u.ä. sind unzulässig.

Unterer Höhenbezugspunkt ist die Höhe der Gehweghinterkante der erschließenden Straße bzw.

des angrenzenden Gehweges in Grundstücksmitte. Bei Eckgrundstücken ist der jeweils

tieferliegende Bezugspunkt maßgebend.

Die Verwendung von Stacheldraht wird ausgeschlossen.

5. Zahl der notwendigen Stellplätze

(§ 88 Abs. 1 Nr. 8 LBauO)

Je Wohneinheit sind mindestens zwei Stellplätze anzulegen.

HINWEISE

1. Straßenverkehrsflächen

Die Aufteilung der Verkehrsflächen in Fahrbahn, Gehwege, Parkplätze, Straßenbegleitgrün, Bäume,

Müllstandplätze u. Ä. hat nur nachrichtlichen Charakter und ergibt sich aus der Ausführungsplanung

zur Straßenplanung.

2. Freianlagenplan

Mit dem Bauantrag ist ein qualifizierter Freianlagenplan mit Angaben zur Bepflanzung, zu den

Belägen und anderen nutzungsspezifischen Gestaltungselementen einzureichen. Der mit der

Ortsgemeinde Offenbach abgestimmte Freianlagenplan wird Bestandteil des Baubescheids.

3. Altstandort - ehemalige Autowerkstatt

Sollte es im Bereich des sanierten Altstandortes auf Grundstück Flst-Nr. 3146/9 zukünftig zu einer

Nutzungsänderung kommen, bei der eine höherwertige, sensible Nachnutzung (Wohnen als

zulässige Nutzungsart im MI) angestrebt wird, ist eine erneute bodenschutzrechtliche Prüfung und

Bewertung nach den Bodenschutzgesetzen durchzuführen.

Auch bei sanierten Altstandorten und Altablagerungen besteht grundsätzlich ein Restrisiko für

lokale, bislang nicht erkannte Belastungen des Bodens und des Grundwassers. Bei Eingriffen in den

Untergrund ist daher nicht ausgeschlossen, dass weitere, bislang nicht erkannte schädliche

Bodenveränderungen zu Tage treten.

Hinsichtlich der Versickerungsthematik auf umweltrelevanten Flächen ist seitens des

Bodenschutzes anzumerken, dass beim Nachweis der Unbelastung von Bereichen der oSW1 -Wert

gem. Vollzugshilfe ALEX-02 maßgeblich ist.

Im Hinblick auf das angesprochene Restrisiko auf sanierten Flächen wird seitens des

Bodenschutzes empfohlen, bei baurechtlichen Verfahren die nachfolgenden Aspekte zu

berücksichtigen:

- Überwachung und Dokumentation durch einen Sachverständigen Tiefbauarbeiten und

sonstige Eingriffe in den Untergrund sind einschließlich der ordnungsgemäßen Verwertung

oder Beseitigung von belastetem Aushub durch einen qualifizierten

Bodenschutz-Sachverständigen überwachen zu lassen.

- Auftreten von gefahrverdächtigen Umständen oder konkreten Gefahren

Werden konkrete Gefahren für den Einzelnen oder die Allgemeinheit (Umwelt) durch

freigelegte oder austretende Schadstoffe festgestellt (z.B. bislang nicht erkannte

Verunreinigungen des Bodens, belastetes Schicht- oder Grundwasser), sind die Arbeiten

unverzüglich einzustellen, die Baustelle zu sichern und die zuständige Bodenschutzbehörde

ist zu informieren und das weitere Vorgehen ist mit ihr abzustimmen.

- Arbeits- und Umweltschutz

Die Maßnahmen sind so durchzuführen, dass die Erfordernisse des Arbeits- und

Umgebungsschutzes eingehalten werden. Die einschlägigen Unfallverhütungs- und

Arbeitsschutzbestimmungen sind zu beachten.

4. Leitungen

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom.

Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen

Telekommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z.B. im Falle von

Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist.

Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen und Kabelschächten sowie oberirdische

Gehäuse soweit freigehalten werden, dass sie gefahrlos geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen

angefahren werden können.

Im Bereich des Planungsgebietes ist bereits eine Erdgasleitung vorhanden.

Bei Baumpflanzungen ohne weitere Schutzmaßnahmen ist ein seitlicher Mindestabstand von 2,50 m

zu unserer bestehenden Versorgungsleitung zwingend einzuhalten, gemäß den geltenden

technischen Regeln des DVGW-Arbeitsblattes GW 125 sowie der DIN 1988. Grundsätzlich sind alle

geltenden Normen, Bestimmungen, Vorschriften, Verordnungen und Gesetze einzuhalten.

Können die in den Richtlinien und Verordnungen geforderten Mindestabstände nicht eingehalten

werden, sind in Absprache mit uns weitergehende Schutzmaßnahmen zu treffen, deren Kosten der

Verursacher der Maßnahme zu tragen hat.

5. Pflanzabstände

Bei Pflanzung von Bäumen und Sträuchern sind die in §§ 44 und 45 Nachbarrechtsgesetz

Rheinland-Pfalz näher bestimmten Abstände von den Nachbargrundstücken einzuhalten. Gemäß §

42 Nachbarrechtsgesetz Rheinland-Pfalz müssen von der Grenze eines Wirtschaftsweges (§ 1 Abs.

5 des Landesstraßengesetzes) Einfriedungen 0,50 m zurückbleiben.

6. Landesarchäologie

In der Fundstellenkartierung der Direktion Landesarchäologie ist im Geltungsbereich der o.g.

Planung bislang keine archäologische Fundstelle resp. Grabungsschutzgebiet verzeichnet. Es ist

jedoch nur ein geringer Teil der tatsächlich im Boden vorhandenen, archäologischen Denkmale

bekannt.

Eine Zustimmung der Direktion Landesarchäologie ist daher grundsätzlich an die Übernahme

folgender Punkte gebunden:

1. Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des

Denkmalschutzgesetzes (DSchG) vom 23.3.1978 (GVBL,1978, S.159 ff), zuletzt geändert

durch Gesetz vom 26.11.2008 (GVBI.,2008, S.301) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage

kommende, archäologische Fund unverzüglich zu melden, die Fundstelle soweit als möglich

unverändert zu lassen und die Gegenstände sorgfältig gegen Verlust zu sichern.

2. Absatz 1 entbindet Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der Verwaltung

jedoch nicht von der Meldepflicht und Haftung gegenüber der GDKE.

3. Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion

Landesarchäologie ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit wir unsere

Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig den

Anforderungen der heutigen archäologischen Forschung entsprechend durchführen können. im

Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der evtl. notwendigen

Grabungen sind von Seiten der Bauherren/Bauträger finanzielle Beiträge für die Maßnahmen

erforderlich.

Die Punkte 1 - 3 sind auch in die Bauausführungspläne als Auflagen zu übernehmen.

Trotz dieser Stellungnahme ist die Direktion Landesarchäologie an den weiteren Verfahrensschritten

zu beteiligen, da jederzeit bisher unbekannte Fundstellen in Erscheinung treten können.

Rein vorsorglich müssen wir darauf hinweisen, dass sich im Planungsgebiet bisher nicht bekannte

Kleindenkmäler (wie Grenzsteine) befinden können. Diese sind selbstverständlich zu

berücksichtigen bzw. dürfen von Planierungen o.ä. nicht berührt oder von ihrem angestammten,

historischen Standort entfernt werden.

7. Bodenschutz bei Bauvorhaben/Auffüllungen im Rahmen von Erschließungen

Bei allen Bau- und Abgrabungsarbeiten ist humoser Oberboden vom Unterboden getrennt

auszubauen und der Boden vorrangig einer Wiederverwendung im Gebiet zuzuführen. Die

Bewahrung einer grundsätzlichen Wiederverwertungseignung von Aushubmaßen, Straßenaufbruch

usw. ist zu gewährleisten. Verbleibende Mengen sind ordnungsgemäß zu entsorgen. Die

Vorschriften der DIN 19731 und der DIN 18915 bezüglich des Bodenabtrags und der

Oberbodenlagerung sind zu beachten.

Das Herstellen von durchwurzelbaren Bodenschichten richtet sich nach den Vorgaben des § 12

BBodSchV.

Für Auffüllungen zur Errichtung von technischen Bauwerken sind die LAGA-TR M 20

„Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen - Technische Regeln der

Länderarbeitsgemeinschaft Abfall" in ihrer neuesten Fassung zu beachten.

Für weitere Ausführungen wird auf die Vollzugshilfe zu § 12 BBodSchV der

Länderarbeitsgemeinschaft Boden (LABO) und die ALEX-Informationsblätter 24 bis 26 (abrufbar

unter www.mueef.rlp.de) hingewiesen.

8. Grundwasser

Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffes in den Untergrund mit

Grundwasserfreilegungen (Temporäre Grundwasserhaltung) gerechnet werden muss, bedürfen

gem. § 8 ff Wasserhaushaltsgesetz (WHG) der Erlaubnis, welche rechtzeitig vor Beginn der

Maßnahme bei der Unteren Wasserbehörde zu beantragen ist.

9. Niederschlagswasser

Das Niederschlagswasser soll zur Berücksichtigung der Zielsetzungen des § 55 Abs. 2 WHG zur

Bewässerung verwendet werden oder in Abstimmung mit der Wasserbehörde breitflächig in den

Brühlgraben eingeleitet werden.

Es wird empfohlen, das Niederschlagswasser der Dachflächen in bewirtschafteten Zisternen

zwischen zu speichern und als Brauchwasser und zur Gartenbewässerung zu nutzen.

10. Beantragung von Doppelhäusern

Bei Doppelhäusern und Gebäudegruppen müssen Dachform, Dachneigung und Dacheindeckung

einheitlich gewählt werden.

Doppelhäuser müssen gemeinsam beantragt werden, oder es ist durch eine öffentlich-rechtliche

Sicherung zu garantieren, dass sie eine einheitliche Dachneigung haben.

11. Sparsame und effiziente Nutzung von Energie

Geringere Abstandsflächen sind zulässig, wenn sie aus der Sonderregelung zur sparsamen und

effizienten Nutzung von Energie nach § 248 BauGB folgen und die Beleuchtung mit Tageslicht, die

Lüftung und der Brandschutz gewährleistet sind.

PFLANZENLISTE

Die folgenden Gehölze und Bäume können sowohl in Hausgärten (HG) als auch auf den öffentlichen

Grünflächen (öG) angepflanzt werden. Ist ein Kürzel vermerkt, so bedeutet dies, dass diese Art nur

auf dem jeweiligen Flächentyp angepflanzt werden sollte. Einige wenige Arten sind in beiden

Gruppen aufgeführt, da sie sowohl als Gehölz, als auch als Baum ausgebildet werde können.

So sollten in Hausgärten keine allzu groß werdenden Bäume (Eichen etc.) angepflanzt werden und

im Straßenraum keine Obstbäume und keine Linden (Honigtau).

Bäume:

Acer campestre (Feldahorn)

Acer platanoides (Spitzahorn)

Acer pseudoplatanus (Bergahorn)

Aesculus hippocastanum (Rosskastanie)

Alnus glutinosa (Schwarzerle) (öG, Alsterweiler Graben)

Betula pendula (Birke)

Carpinus betulus (Hainbuche)

Castanea sativa (Esskastanie)

Fagus silvatica (Rotbuche) (öG)

Fraxinus excelsior (Esche)

Juglans regia (Walnuss)

Populus tremula (Zitterpappel)

Quercus petraea (Traubeneiche) (öG)

Quercus robur (Stieleiche) (öG)

Salix spec. (Weiden; S. caprea, S. cinerea, S. alba, S. viminalis, S. purpurea, S. fragilis)

Sorbus aucuparia (Eberesche)

Sorbus domestica (Speierling)

Tilia cordata (Winterlinde) (HG)

Tilia platyphyllos (Sommerlinde) (HG)

Gehölze (Sträucher, Gebüsche, Hecken)

Berberis vulgaris (Berberitze)

Carpinus betulus (Hainbuche)

Cornus mas (Kornelkirsche)

Cornus sanguinea (Roter Hartriegel)

Corylus avellana (Haselnuss)

Crataegus Iaevigata (Zweigriffliger Weißdorn)

Crataegus monogyna (Eingrifftiger Weißdorn)

Cytisus scoparius (Besenginster)

Euonymus europea (Pfaffenhütchen)

Frangula alnus (Faulbaum) (öG, Alsterweiler Graben)

Hippophae rhamnoides (Sanddorn)

Ligustrum vulgare (Liguster)

Lonicera xylosteum (Rote Heckenkirsche)

Prunus avium (Vogelkirsche)

Prunus spinosa (Schwarzdorn)

Rosa arvensis (Feldrose)

Rosa canina (Hundsrose)

Rosa rubiginosa (Weinrose)

Rubus fruticosus (Brombeere)

Rubus ideaus (Himbeere)

Salix spec. (Weiden; S. caprea, S. cinerea, S. alba, S. viminalis, S. purpurea, S. fragilis)

Sambucus nigra (Schwarzer Holunder)

Sambucus racemosa (Roter Holunder)

Sorbus aria (Mehlbeere)

Sorbus aucuparia (Eberesche)

Sorbus domestica (Speierling)

Viburnum lantana (Wolliger Schneeball)

Viburnum opulus (Gewöhnlicher Schneeball)

In Hausgärten sollten auch alle lokaltypischen Obstbäume angepflanzt werden, wie die

Apfelsorten Baumanns Renette, Freiherr von Berlepsch, Große Französische Renette, Rote

Sternrenette, Roter Bellefleur, Winterrambur) bzw. die Birnensorten Bocs Flaschenbirne, Frühe aus

Trevoux, Gute Louise, Neue Poiteau).

Lokale Baumschulen können darüber hinaus weitere Arten, die gerade verfügbar sind, anbieten

bzw. vorschlagen.


